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2014 wurden die Aufsichtstätigkeiten der 
Marktüberwachung zum Produktsicherheits-
gesetz (ProdSG) durch den Onlinehandel 
bestimmt. Die damit einhergehenden Proble-
me und auch neuen Herausforderungen für 
die Behörden sollen in den folgenden Fallbei-
spielen näher beleuchtet werden. 

Der Handel über das Internet boomt – 
neue Herausforderungen für die Markt-
überwachung

Der klassische Handel im Ladengeschäft 
rückt mehr und mehr in den Hintergrund.  
Mietersparnis, Flexibilität und die Möglich-
keit einer großen Warenvielfalt locken viele 
Händler, ihre Ware über das Internet anzu-
bieten. Hier tummeln sich nicht nur die Gro-
ßen, sondern auch Personen, die nebenbei 
Produkte verkaufen wollen. Im Internet bietet 
sich leichter die Chance „exotische“ Produk-
te anzubieten, von denen man meint, dass 
hier eine gewisse Nachfrage bestände. Kun-
den wiederum suchen günstige Preise oder 
eben Nischenprodukte – auf Beratung wird 
hier kein Wert gelegt. Dass Qualität und Preis 
von einander abhängen, wird gern verdrängt. 
Erst bei Erhalt und/oder Benutzung der Ware 
kommen nicht nur Qualitätsmängel, sondern 
auch sicherheitsrelevante Mängel zum Vor-
schein. Das Filtern durch Ansehen, Anfassen 
und	 Bewerten	 findet	 nicht	 mehr	 im	 Laden,	
sondern zu Hause statt. 

Gerade in einem dünn besiedelten Land 
wie Brandenburg ist der Onlinehandel für 
viele Händler und Kunden bzw. Verbrau-
cher besonders attraktiv. Insofern gilt es als 
Marktüberwachungsbehörde Brandenburger 
Verbraucher vor gefährlichen Produkten zu 
schützen und dafür zu sorgen, dass Produk-
te aus Brandenburg im europäischen Markt 
ein hohes Maß an Sicherheit bieten. Dies ist 
ebenfalls ein Beitrag für einen lauteren Wett-
bewerb in Europa.

Für das LAS waren hier bisher zwei Gruppen 
von Herstellern im Onlinehandel interessant:

Marktüberwachung zum Produktsicherheits-
gesetz2.

Die dominierende Gruppe bietet unter ver-
schiedenen Handelsnamen fast identische 
Produkte an, die teils sogar von demsel-
ben Hersteller außerhalb der Europäischen  
Union (EU) gefertigt werden. Diese Produk-
te werden durch verschiedene Importeure in 
die EU eingeführt und über Internetportale - 
mit eigener Handelsmarke und eigenem Na-
men versehen - vertrieben. Hierdurch über-
nehmen diese „Personen“ dann sämtliche 
Herstellerpflichten	 nach	 dem	Produktsicher-
heitsgesetz. Zum Teil ist der Händler inner-
halb der EU gar nicht ortsansässig, betreibt 
seinen Onlinehandel außerhalb der EU über 
das Internet und versendet direkt an den EU-
Kunden oder lässt den Versand von Dienst-
leistern erledigen, die die Ware aus einem 
hiesigen Lager an den Kunden senden (so-
genannte	Fulfillment	Center).	Die	Möglichkei-
ten sind vielseitig, die Warenvielfalt ist groß. 
Die Durchführung der Marktüberwachung für 
Produkte, die im Internet angeboten werden, 
wird hierbei vor neue Herausforderungen ge-
stellt. 

Einfacher ist es für die Marktüberwachung 
bei Wirtschaftsakteuren/ Händlern, die noch 
vor Ort ihr Unternehmen betreiben. Dort kann 
die Behörde u. a. im Lager des Händlers ein 
Produkt zur Überprüfung als Probe entneh-
men. Schwieriger wird es, wenn sich hinter 
der Adresse in einem Impressum nur eine 
Briefkastenfirma	 verbirgt.	 In	 komplizierten	
Fällen wird die Zusammenarbeit mit anderen 
Marktüberwachungsbehörden, aber auch mit 
Zollämtern, Finanzämtern, Gewerbeämtern, 
sogar über die Landes- oder Staatsgrenze hi-
naus, nötig. Der Recherche- und Zeitaufwand 
kann für die Behörde(n) sehr hoch werden.

Die andere im Onlinehandel tätige Gruppe 
sind Hersteller, die in Kleinserien oder als 
Einzelanfertigungen Produkte anbieten. Bei-
spiele hierfür sind selbstgenähte Textilien, 
Kleidung, Plüschtiere, Spielzeug, aber auch 
Flüssiggasgeräte, wie fahrbare Gas-Grills 
und Wok-Kocher. Auch diese Hersteller müs-



53

Ei
nz

el
be

is
pi

el
e

MARKTÜBERWACHUNG ZUM PRODUKTSICHERHEITSGESETZ

sen die einschlägigen Rechtsvorschriften be-
achten – Ausnahmen für Kleinserien o. ä. gibt 
es nicht. So gelten für eine selbstgehäkelte 
Schildkröte die gleichen Anforderungen bei-
spielsweise hinsichtlich der physikalischen, 
mechanischen, chemischen Eigenschaften 
und an die Entzündbarkeit wie für einen in 
Massenproduktion hergestellten Teddy. Bei 
Gasverbrauchseinrichtungen ist sogar die 
Prüfung	des	Produktes	durch	eine	notifizier-
te Stelle vorgeschrieben (Einzelprüfung oder 
Baumusterprüfung). Hier entstehen für die 
Hersteller ggf. sehr hohe Kosten, die für sie 
nicht im Verhältnis zu Verkaufsgewinn oder 
Aufwand stehen. 

Beide Herstellergruppen haben oft vor Kon-
takt mit der Marktüberwachungsbehörde ei-
nes gemeinsam - die für ihr Produkt gelten-
den Rechtsvorschriften sind ihnen nicht oder 
nur unzureichend bekannt. Die einen wollen 
nur Geld verdienen, ohne die Produkte, die 
sie verkaufen, zu kennen; die anderen se-
hen ihre Kreativität und die Funktionalität des 
Produktes im Vordergrund. Es wird auch in 
Zukunft eine Herausforderung bei der Markt-
überwachung sein, beiden - auch im Umfeld 
neuer Geschäftsmodelle - gleichermaßen 
zu begegnen und unter Berücksichtigung 
der Verhältnismäßigkeit eine angemessene 
Maßnahme im Fall nicht konformer Produkte 
zu treffen.

Anja Scharfenberg, LAS Regionalbereich West

anja.scharfenberg@las.brandenburg.de

Von Beschwerden bis zu RAPEX-Meldun-
gen – die Vielfalt in der reaktiven Markt-
überwachung 

Aufgrund der Zunahme des Onlinehandels 
und -einkaufs häuften sich in den letzten Jah-
ren Beschwerden von Kunden, aber auch 
von Mitbewerbern, über vermeintlich mangel-
hafte Produkte – so auch im Jahr 2014. Der 

Mitbewerber sieht sich in der Rolle des guten 
Marktteilnehmers, der seine Produkte mit ho-
hem Aufwand sicher und rechtskonform ge-
staltet hat. Durch kostspielige Verbesserung 
seines Produktes und damit verbundenem 
höheren Verkaufspreis sieht er sich nun im 
Wettbewerbsnachteil gegenüber günstigeren 
Anbietern. 

Das breite Spektrum an Rechtsgebieten, das 
hier abdeckt werden muss, zeigt sich in der 
Vielfalt der gemeldeten Produkte:

•	 eine	 Geflügelrupfmaschine,	 eine	 Kabel-
abisoliermaschine, ein Rohrreinigungsge-
rät → Maschinen- und Niederspannungs-
verordnung, 

•	 ein	 Kompressor	 →	 Maschinen-,	 Nieder-
spannungs-, einfache Druckbehälter- und 
Druckgeräteverordnung, 

•	 ein	LED-Außenfluter	→	Niederspannungs-
verordnung, 

•	 ein	Stromgenerator	→	Maschinenverord-
nung, 

•	 ein	 Überdruckventil	 eines	 Warmwasser-
speichers	→	Druckgeräteverordnung,

•	 eine	gehäkelte	Schildkröte	→	Spielzeug-
verordnung.

Abbildung 32: Kompressor mit Druckbehälter  
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Abbildung	33:	 LED-Außenfluter	 Bei allen Produkten waren die Beschwerden 
begründet. Die Mängel reichten von unvoll-
ständiger Kennzeichnung am Produkt, un-
vollständigen Bedienungsanleitungen, unzu-
reichenden Warnhinweisen, einer fehlenden 
Baumusterprüfbescheinigung über fehlende 
Schutzabdeckungen und somit gefährlichen 
Eingriffsstellen für Hand und/oder Fuß, bis 
zu fehlerhaften elektrischen Anschlüssen, 
welche zu tödlichen Stromschlägen führen 
könnten. 

Die	Geflügelrupfmaschine	 wies	 die	 schwer-
wiegendsten Mängel auf. Die Geräteunter-
suchungsstelle des Landes Niedersachsen 
führte im Auftrag des LAS eine sicherheits-
technische Teilprüfung durch. Diese Prüfung 
ergab, dass beispielsweise durch den Fe-
derauswurfschacht bewegliche Teile, die der 
Kraftübertragung dienen, berührbar waren. 
Somit war der Schutz gegen mechanische 
Gefährdungen nicht gewährleistet. Der Ein-/
Ausschalter sowie ein „Not-Aus-Schalter“ 
waren an der Maschine nicht vorhanden, 
sondern nur ein normaler Stecker. Das heißt, 
die Anforderungen an das Ingangsetzen, 
normale Stillsetzen, Stillsetzen im Notfall, 
die Netztrenneinrichtung und bei Störung der 
Energieversorgung wurden nicht erfüllt. Wei-
ter wurden die Anforderungen an Leitungen 
und deren Verbindungen, den Schutzgrad 
des Steckers und das thermische Verhalten 
des Motors nicht erfüllt. Anschlusskästen  
u. ä. müssen für Instandhaltungszwecke zu-
gänglich sein und unter Berücksichtigung der 
äußeren	Einflüsse,	unter	denen	die	Maschi-
ne bestimmungsgemäß arbeiten soll, den 
Schutz gegen Eindringen von festen Fremd-
körpern und Flüssigkeiten gewähren (Schutz-
art). Auch dieser Schutz war nicht gegeben. 

Eine Risikobewertung der vorhandenen 
Mängel unter Berücksichtigung der Art der 
Gefahr und der Wahrscheinlichkeit ihres Ein-
tritts ergab ein ernstes Risiko. Schon bei der 
normalen mechanischen Beanspruchung der 
Maschine, z. B. durch betriebsbedingte Vib-

Abbildung	34:	 Geflügelrupfmaschine 
(Foto: Jan Ross, Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Emden)

Abbildung 35: Überdruckventil
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ration, können sich Kabel oder Einzeldrähte 
lösen. Dadurch kann an Teilen der Maschine 
oder am Gehäuse Spannung anliegen, die 
bei Berühren einen unter Umständen tödli-
chen elektrischen Schlag zur Folge hätte. 

Im Falle eines ernsten Risikos sieht das Pro-
duktsicherheitsgesetz vor, dass die Markt-
überwachungsbehörde den Rückruf des 
Produktes von Kunden anzuordnen und das 
weitere Bereitstellen zu verbieten hat. Das 
LAS ordnete somit gegenüber dem Herstel-
ler einen Rückruf an und verbot das weitere 
Bereitstellen	der	Geflügelrupfmaschine.

Ein Rückruf eines potentiell gefährlichen Pro-
duktes ist eine für den Wirtschaftsakteur sehr 
einschneidende Maßnahme. Dieser kann 
bzw. muss, wie beim genannten Sachverhalt, 
durch die Behörde angeordnet oder kann 
freiwillig durch den Wirtschaftsakteur durch-
geführt werden. Grundsätzlich sollte ein Her-
steller aus Gründen möglicher Produkthaf-
tung ein eigenes Interesse daran haben, eine 
hohe Rücklaufquote eines zurückgerufenen 
Produktes zu gewährleisten. Das Informieren 
der Kunden würde auch zeigen, dass ver-
antwortungsvoll mit ihnen umgegangen wird 
- leider stehen aber für Wirtschaftsakteure oft 
Imageverlust und hoher Kostenaufwand im 
Vordergrund, weswegen diese einen Rückruf 
gern umgehen möchten.

Bei Produkten, deren Vermarktung über den 
Onlinehandel und anschließenden Postver-
sand von statten geht, ist der Kunde, der 
meistens gleichzeitig der Endverbraucher 
ist, bekannt und dadurch direkt über einen 
Rückruf informierbar. Anders ist es im Laden-
geschäft, in dem die Ware meist anonym ver-
kauft wird.

Konsultationen	 der	 Kunden	 der	 Geflügel-
rupfmaschine anhand der Kundenliste sowie 
Reaktionen anderer (europäischer) Markt-
überwachungsbehörden zeigten, dass der 
angeordnete Rückruf ordnungsgemäß ablief.

Aufgrund des ernsten Risikos war es er-
forderlich, die Mitgliedsstaaten über das 
Schnellwarnsystem für gefährliche Produkte 
(RAPEX) zu informieren. In Zusammenar-
beit mit der BAuA kam es außerdem zu einer 
Information über eine marktbeschränkende 
Maßnahme an die Europäische Kommission 
und die anderen Mitgliedsstaaten (Schutz-
klauselmeldung). Zudem veröffentlichte die 
BAuA im „Produktsicherheitsportal“ ihrer 
Homepage unter der Rubrik „Untersagungs-
verfügungen“ Informationen zu Produkt, Her-
steller und Mängeln. 

Anja Scharfenberg, LAS Regionalbereich West

anja.scharfenberg@las.brandenburg.de

Vielfalt von gefährlichen Laserprodukten 
in Verbraucherhänden nimmt zu

Produkte, die mit Strahlungsleistungen über 
1 mW Laserstrahlung emittieren, können 
das Augenlicht gefährden oder Hautschäden 
hervorrufen. Mit einer in Deutschland 2010 
veröffentlichten	 Technischen	 Spezifikation	
zu Lasern wurde deshalb ein Abgabeverbot 
bestimmter Laserprodukte, z. B. von Laser-
pointern, an Verbraucher manifestiert, wenn 
sie der Laserklasse 3R, 3B oder 4 zuzuord-
nen sind. 

Dennoch kommt es immer wieder zu un-
sachgemäßem Gebrauch und zu Unfällen 
gerade auch mit gefährlichen Laserpointern 
in Verbraucherhänden. Trotz der in den letz-
ten Jahren verstärkten Kontrollen zu solchen 
Produkten in Geschäften, auf Märkten und im 
europäischen Onlinehandel sind Laserpointer 
mit hohen Strahlungsleistungen noch nicht 
endgültig vom Markt verschwunden. Der Ver-
kauf hat sich von Handelseinrichtungen vor 
Ort auf den Onlinemarkt im Internet verlagert. 
Dies erschwert die Arbeit der Marktüberwa-
chungsbehörden. Anbieter sind mittlerweile 
in den meisten Fällen Unternehmen, die ih-
ren Sitz außerhalb des Europäischen Wirt-
schaftsraumes (EWR) haben und auf die die 
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Marktüberwachungsbehörden	kaum	Einfluss	
nehmen können. Weil die sprachliche Gestal-
tung der Angebotsseiten immer besser wird 
und Transportkosten vernachlässigbar klein 
geworden sind, greifen immer mehr Verbrau-
cher auf solche Angebote zurück, auch weil 
sie dort Produkte kaufen können, die sie so 
auf dem europäischen Markt nicht (mehr) be-
kommen.

Das LAS kann als Marktüberwachungsbe-
hörde in solchen Fällen nur in Zusammenar-
beit mit dem Zoll bei der Einfuhrkontrolle tätig 
werden. Für Laserpointer ist seit 2008 ein 
Zoll-Risikoprofil	 festgelegt,	 das	 die	 Zollbe-
hörden auffordert, bei Kontrollen solcher Pro-
dukte die zuständigen Marktüberwachungs-
behörden zu informieren. Wird festgestellt, 
dass der beim Zoll zum freien Warenverkehr 
angemeldete Laserpointer unter das Ver-
kehrsverbot fällt, wird vom LAS in der Regel 
seine Vernichtung oder Wiederausfuhr ver-
anlasst. Präventiv kann das LAS in seinem 
Zuständigkeitsbereich agierende Handels-
plattformen auffordern, rechtswidrige Ange-
bote von ihren Internetseiten zu löschen. 

Im Jahr 2014 wurden durch das LAS 16 La-
serpointer, eine Laserdiode zum Selbstbau 
sowie ein Laserzielfernrohr aus dem Ver-
kehr gezogen. Messtechnische Prüfungen 
im LAS ergaben, dass einige der Produkte 
Strahlungsleistungen von mehr als 50 mW 
und somit eine 50-fache Überschreitung des 
Grenzwertes aufwiesen.

Neben Laserpointern kaufen Verbraucher 
aber zunehmend auch andere Laserproduk-
te über das Internet ein. Hoch im Kurs stehen 
dabei Minibühnenlasergeräte und Laserhaar-
entfernungsgeräte, die in den letzten Jahren 
immer wieder durch deutsche Marktüber-
wachungsbehörden beanstandet werden 
mussten. Auch dem LAS wurde 2014 wieder 
ein Laserhaarentfernungsgerät durch eine 
Zollmitteilung gemeldet. Für solche netzbe-
triebenen Geräte kann die oben erwähnte 

Technische	 Spezifikation	 nicht	 angewendet	
werden. Diese Produkte unterliegen aber 
der Niederspannungsverordnung. Die Pro-
duktprüfung ergab, dass für das Lasergerät 
eine Strahlungsleistung von 1000 - 5000 mW 
angegeben war und erforderliche Angaben, 
Kennzeichnungen und Informationen zum 
sicheren Betrieb teilweise fehlten. Zudem 
emittierte das Gerät Laserstrahlung im nicht 
sichtbaren Wellenlängenbereich und tech-
nische Sicherheitsmaßnahmen, wie z. B. ein 
Pilotstrahl zum Justieren oder Einrichtungen 
zum Schutz gegen unbeabsichtigtes Auslö-
sen fehlten ganz. Das LAS bescheinigte dem 
Laserhaarentfernungsgerät ein inhärentes 
ernstes Risiko, forderte den Zoll auf, die Frei-
gabe zum freien Warenverkehr zu verweigern 
und initiierte eine RAPEX-Meldung an die 
EU. Das Produkt wurde direkt aus den USA 
an den Kunden geliefert, angeboten hatte es 
aber über die Amazon-Verkaufsplattform ein 
in London ansässiges Unternehmen. Maß-
nahmen gegen den Anbieter müssen nun 
durch die britische Marktüberwachungsbe-
hörde erfolgen.

Abbildung 36:

50 mW Laserpointer

Abbildung 37: 
Laserhaarent-
fernungsgerät
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Abbildung 38:

Minibühnen-
lasergerät

lisiert sind, wichtige Kennzeichnungen fehlen 
und nur unzureichende Bedienungsanleitun-
gen mitgeliefert werden. Dies und fehlende 
Fachkenntnisse um notwendige Schutzmaß-
nahmen erhöhen das Gefährdungspotenzial 
solcher Laserprodukte. Da die Minibühnenla-
sergeräte von Verbrauchern meist direkt im 
außereuropäischen Ausland gekauft werden, 
bleibt dem LAS nur die Möglichkeit, über die 
Einfuhrkontrolle tätig zu werden, was 2014 
bei drei Geräten erforderlich war.

Der Marktüberwachung sind in den oben 
dargestellten Fällen Grenzen gesetzt. Einzel-
warensendungen werden vom Zoll nur stich-
probenartig geöffnet, eine komplette Kont-
rolle der eingeführten Ware ist unrealistisch. 
Auch kann die aktive Marktüberwachung des 
Onlinehandels aufgrund fehlender Befugnis-
se und begrenzter Personalressourcen nur 
beschränkt bleiben. Neben Handelsplattfor-
men, die mit den Marktüberwachungsbehör-
den zusammenarbeiten, wird die Zahl der 
nicht kooperierenden Handelsplattformen 
wachsen und es ist abzusehen, dass Ver-
braucher außerdem zunehmend direkt über 
die Anbieterseiten der Hersteller (außerhalb 
Europas) einkaufen. Hier ist es wichtig, dass 
neue Instrumentarien und auch Rechtsnor-
men geschaffen werden, damit der steigen-
den Vielfalt und dem Verkauf an unsicheren 
Laserprodukten nach Europa begegnet wer-
den kann. 

Ines Krause, LAS Zentralbereich

ines.krause@las.brandenburg.de

Abgesehen von der mangelhaften sicher-
heitstechnischen Ausstattung des Laserhaar-
entfernungsgerätes sollten generell solche 
Produkte nur in professionelle Hände gehören. 

Das trifft auch für Diskolaser zu, für deren Be-
trieb bei öffentlichen Veranstaltungen in Bran-
denburg ab Laserklasse 3R ein Laserschutz-
beauftragter bestellt werden muss, sofern bei 
dieser Veranstaltung die Brandenburgische 
Versammlungsstättenverordnung Anwen-
dung	findet.	Im	Fachhandel	erhältliche	Show-
laser	 für	 den	 Profibereich	 entsprechen	 den	
Vorgaben der DIN 56912, die die an solche 
Produkte gestellten umfangreichen sicher-
heitstechnischen Anforderungen abdeckt. 
Zusammen mit dem Fachwissen des La-
serschutzbeauftragten soll aus dem Zusam-
menspiel technischer und organisatorischer 
Maßnahmen gewährleistet werden, dass Be-
sucher durch Laserstrahlung nicht gefährdet 
werden. Minibühnenlaser für den Amateur 
erreichen zwar nicht die hohen Strahlungs-
leistungen	 der	 Profigeräte,	 gehören	 aber	
zumeist mindestens der Laserklasse 3R an 
und können somit bei unsachgemäßem Ge-
brauch zu Augenverletzungen führen. Nicht 
jeder „Hobby-DJ“, der mit dem Kauf solcher 
Geräte seine Darbietung effektvoller gestal-
ten möchte, ist sich dieser Gefährdung be-
wusst. Zudem ist die sicherheitstechnische 
Ausstattung der Minibühnenlasergeräte un-
zureichend, weil technische Schutzmaßnah-
men, wie z. B. eine Strahlkontrolle, nicht rea-



Tabelle 5

 Marktüberwachung nach dem Produktsicherheitsgesetz

Risikoeinstufung nach der Handlungsanleitung für die Ausführung der 
Marktüberwachung in Deutschland ergriffene Maßnahmen
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